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Menschenrechte verwirklichen – 10 Forderungen zu den Berliner Wahlen 2026 

 

Berlin versteht sich als weltoffene, vielfältige und solidarische Metropole. Die 
Würde des Menschen, das Recht auf Schutz vor Verfolgung sowie die Gleichheit 
aller Menschen bilden das Fundament unseres demokratischen Rechtsstaats. 
Diesem Anspruch muss Berlin auch im Umgang mit geflüchteten Menschen gerecht 
werden. 

Wie eine Gesellschaft mit den Menschen umgeht, die besonderen Schutz 
benötigen, sagt viel über den Zustand ihrer Demokratie und ihres Rechtsstaats 
aus. Flucht- und Migrationspolitik betrifft deshalb nicht nur geflüchtete Menschen 
und Migrant*innen. Sie ist ein Gradmesser dafür, welchen Stellenwert 
Menschenwürde, Rechtsstaatlichkeit und Gleichbehandlung in unserer Gesellschaft 
haben. Werden Grund- und Menschenrechte geschwächt, trifft dies letztlich die 
Gesellschaft als Ganzes. 

Die vergangenen Jahre waren von einer deutlichen Verschärfung der Asyl- und 
Migrationspolitik geprägt. Auf Bundes- und europäischer Ebene wurden 
Schutzstandards abgesenkt, Freiheitsbeschränkungen ausgeweitet und der Zugang 
zu Schutz erschwert. Auch in Berlin sind Entwicklungen zu beobachten, die aus 
Sicht des Flüchtlingsrats Anlass zu großer Sorge geben. Die deutliche 
Unterschreitung einst verbindlicher Qualitätsstandards auf Dauer, die Einführung 
der Gebührenverordnung für Gemeinschaftsunterkünfte, die anhaltende 
Unterbringung tausender Menschen in Großunterkünften, die Einführung einer 
segregierenden Lagerbeschulung für geflüchtete Kinder, die Einführung der 
Bezahlkarte, eine zunehmend restriktive Abschiebepraxis sowie erhebliche Defizite 
bei der Erreichbarkeit und Arbeitsfähigkeit zentraler Behörden zeigen, dass 
menschenrechtliche Standards zunehmend abgebaut werden 

Mit großer Sorge beobachten wir Berichte über eine Zunahme von Beschimpfungen 
und Herabwürdigungen im Landesamt für Einwanderung und im Landesamt für 
Flüchtlingsangelegenheiten sowie von Gewalt durch die Berliner Polizei bei 
Demonstrationen, Razzien und Abschiebungen. 

Berlin verfügt in zahlreichen Bereichen über eigene politische 
Handlungsspielräume. Das Land entscheidet über die Aufnahme und 
Unterbringung geflüchteter Menschen, organisiert zentrale Behörden, gestaltet 
Bildung, Gesundheit, Jugendhilfe und Polizeiarbeit und kann bundesrechtliche 
Ermessensspielräume konsequent zugunsten der Betroffenen nutzen. Diese 
Verantwortung muss Berlin wahrnehmen. 

Mit den folgenden zehn Forderungen zeigt der Flüchtlingsrat Berlin auf, welche 
politischen Entscheidungen die künftige Landesregierung treffen sollte, um 
Menschenrechte zu stärken, gesellschaftliche Teilhabe zu ermöglichen und Berlin 
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zu einer Stadt zu machen, in der Schutzsuchende sicher ankommen, ihre Rechte 
wirksam wahrnehmen können und von Anfang an gleichberechtigt am 
gesellschaftlichen Leben teilhaben. 

       

1. Sichere Fluchtwege schaffen – humanitäre Landesaufnahmeprogramme wieder 
ermöglichen 

Menschen, die vor Krieg, Verfolgung und schweren Menschenrechtsverletzungen 
fliehen, brauchen sichere und legale Zugangswege. Humanitäre Aufnahme darf 
nicht davon abhängen, ob Menschen lebensgefährliche Fluchtrouten bewältigen 
können. 

Berlin muss humanitäre Landesaufnahmeprogramme wieder als eigenständiges 
Instrument der Aufnahme nutzen und entsprechende Programme auf den Weg 
bringen. Der Senat muss gegenüber der Bundesregierung das hierfür erforderliche 
Einvernehmen einfordern und gemeinsam mit anderen aufnahmebereiten 
Bundesländern darauf hinwirken, dass humanitäre Landesaufnahmeprogramme 
tatsächlich ermöglicht werden. 

Darüber hinaus muss Berlin eine Bundesratsinitiative zur Änderung des § 23 Abs. 1 
AufenthG auf den Weg bringen, damit Landesaufnahmeprogramme künftig nicht 
mehr vom Einvernehmen des Bundesinnenministeriums abhängig sind. Die Länder 
müssen humanitäre Aufnahmeprogramme in eigener Verantwortung umsetzen 
können. 

Bei der Ausgestaltung von Landesaufnahmeprogrammen müssen humanitäre 
Kriterien, familiäre Bindungen nach Berlin und besondere Schutzbedarfe 
angemessen berücksichtigt werden. Für Kinder und Jugendliche sind das 
Kindeswohl und das Recht auf Familienleben besonders zu beachten. 

Das Land Berlin sollte sich zudem im Bundesrat konsequent dafür einsetzen, den 
Familiennachzug zu subsidiär Schutzberechtigten wieder zu ermöglichen, 
Menschen in Härtefällen aufzunehmen und sich an internationalen Resettlement-
Programmen zu beteiligen. 

  

2. Menschenwürdiges Wohnen ermöglichen – Wohnungen statt Groß- und 
Notunterkünfte 

Geflüchtete Menschen haben das Recht auf ein Zuhause, Privatsphäre und stabile 
Lebensbedingungen. Die dauerhafte, vom Amt diktierte und nicht beeinflussbare 
Unterbringung in Sammel-, Groß- und Notunterkünften wird den menschlichen 
Grundbedürfnissen nicht gerecht, erschwert gesellschaftliche Teilhabe und macht 
Menschen krank. Berlin muss deshalb den Zugang geflüchteter Menschen zum 
regulären Wohnungsmarkt verbessern und die dezentrale Unterbringung 
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konsequent ausbauen. Notunterkünfte dürfen nur vorübergehend und in 
tatsächlichen Notsituationen genutzt werden. 

Solange eine eigene Wohnung nicht zur Verfügung steht, müssen geflüchtete 
Menschen dezentral in abgeschlossenen, wohnungsähnlichen Einheiten mit 
eigener Küche und eigenem Sanitärbereich untergebracht werden. Dies muss der 
Mindeststandard der Unterbringung in Berlin sein. Erfolgreiche Konzepte, die 
Berlin schon eingeführt hatte, wie die “Modularen Unterkünfte für Flüchtlinge” 
sollen wieder aufgelegt werden.  

Besonders schutzbedürftige Menschen müssen schnellstmöglich bedarfsgerecht 
und sicher untergebracht werden. Familien mit Kindern müssen vorrangig eine 
eigene Wohnung erhalten. 

 Weiterhin soll in Berlin den WBS Schein für geflüchtete Menschen ausgeben, auch 
wenn sie noch im Asylverfahren sind oder eine Duldung haben. Erfolgreiche 
Unterstützungsstellen wie das Mietsachgebiet des LFU sollen auch bei den 
bezirklichen Sozialämtern angesiedelt werden, so dass Menschen auch dort eine 
Struktur an ihrer Seite haben, die ihnen nicht nur Notunterkünfte, sondern auch 
Wohnraum vermittelt.1 

 

3. Das LEA zu einer modernen, erreichbaren und serviceorientierten 
Einwanderungsbehörde weiterentwickeln 

Eine funktionierende Einwanderungsbehörde ist Voraussetzung dafür, dass 
Menschen ihre Rechte tatsächlich wahrnehmen können. Lange Bearbeitungszeiten, 
fehlende Erreichbarkeit und Schwierigkeiten bei der Terminvergabe dürfen nicht 
dazu führen, dass Menschen unverschuldet in aufenthaltsrechtliche Unsicherheit 
geraten. 

Das Landesamt für Einwanderung muss sowohl prioritär als auch personell und 
organisatorisch so ausgestattet werden, dass Anträge zeitnah bearbeitet und 
Entscheidungen transparent und nachvollziehbar getroffen werden. Für Betroffene, 
Beratungsstellen und Bevollmächtigte braucht es verlässliche 
Kommunikationswege. Digitale Verfahren müssen den Zugang erleichtern und 
dürfen keine neuen Barrieren schaffen. Persönliche Vorsprachen müssen dort 
möglich bleiben, wo sie erforderlich sind. 

Weiterhin bedeutet dies, dass in einem echten Landesamt für Einwanderung kein 
Hauptaugenmerk auf Abschiebungen gelegt wird, sondern auf die Ermöglichung 
von Bleiberechten. Dafür soll Personal aus den Rückführungssachgebieten in 
andere Sachgebiete überführt werden. Dauerhafte, begleitende 

 
1 Vgl. Flüchtlingsrat Berlin e. V. u. a.: *Wohnungen statt Zelte und Hangars. Lösungsvorschläge zur 
aktuellen Unterbringungsnotlage*, 24.11.2022, abrufbar unter: https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-
content/uploads/wohnungen_statt_zelte_und_hangars.pdf, Stand: 16.09.2026. 

https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/wohnungen_statt_zelte_und_hangars.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/wohnungen_statt_zelte_und_hangars.pdf
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Antidiskriminierungsschulungen sollen das Personal des LEA im Umgang mit ihren 
vielfältigen Kund*innen stärken. Weiterhin braucht das LEA dringend ein Gewalt- 
und ein Kinderschutzkonzept sowie eine Ansprechperson für von Gewalt 
betroffenen Frauen*. 

Menschen, die seit Jahren in Berlin leben, hier arbeiten, zur Schule gehen, eine 
Ausbildung absolvieren, Familien gegründet oder soziale Bindungen aufgebaut 
haben, brauchen eine verlässliche Aufenthaltsperspektive. Ein dauerhaft 
unsicherer Aufenthaltsstatus erschwert gesellschaftliche Teilhabe und belastet 
insbesondere Kinder und Jugendliche erheblich. 

Berlin muss die bestehenden bundesrechtlichen Ermessens- und 
Handlungsspielräume konsequent zugunsten von Bleibeperspektiven nutzen. Die 
Berliner Verfahrenshinweise zum Aufenthalt und die Entscheidungspraxis des LEA 
müssen entsprechend ausgestaltet werden. Strukturelle Verzögerungen und 
Versäumnisse Berliner Behörden dürfen nicht zu Lasten der Betroffenen gehen. 

Bei Kindern und Jugendlichen müssen das Kindeswohl, Bildung, Ausbildung und 
gewachsene soziale Bindungen besonderes Gewicht erhalten. Bildung und 
Ausbildung dürfen nicht unter Abschiebungsvorbehalt stehen. 

Wo weitergehende Bleiberechte Änderungen des Aufenthaltsgesetzes erfordern, 
muss Berlin seine Initiativ- und Einflussmöglichkeiten im Bundesrat nutzen und 
sich auf Bundesebene für entsprechende gesetzliche Verbesserungen einsetzen. 

 

4. Unterkunftsgebühren grundlegend reformieren – Wohnen darf nicht zur 
Schuldenfalle werden 

Menschen, die mangels einer eigenen Wohnung auf eine öffentlich zugewiesene 
Unterkunft angewiesen sind, dürfen nicht mit unverhältnismäßig hohen Gebühren 
belastet werden. Die Höhe der Kostenbeteiligung muss sich an der tatsächlichen 
Unterbringung und der finanziellen Leistungsfähigkeit der Bewohner*innen 
orientieren. Erwerbstätigkeit muss sich finanziell lohnen und darf nicht durch hohe 
Unterkunftsgebühren weitgehend aufgezehrt werden. 

Besteht ein Anspruch auf Übernahme der Unterkunftskosten durch einen 
Sozialleistungsträger, muss die Kostenübernahme direkt zwischen den zuständigen 
Stellen erfolgen. Bewohner*innen dürfen nicht selbst für die Klärung 
behördeninterner Zuständigkeiten verantwortlich sein. Zuständigkeitswechsel, 
Bearbeitungsverzögerungen oder andere Verwaltungsprobleme dürfen nicht zu 
Gebührenforderungen und Verschuldung führen. 

Ermäßigungen müssen soweit rechtlich möglich von Amts wegen berücksichtigt 
werden, wenn die hierfür erforderlichen Informationen der Verwaltung bereits 
vorliegen. Bereits entstandene Forderungen, die auf fehlender oder verspäteter 
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Kostenübernahme oder anderen Verwaltungsproblemen beruhen, müssen 
überprüft und gegebenenfalls erlassen werden. Unterkunftsschulden dürfen den 
Auszug in eine eigene Wohnung nicht verhindern. 

 

5. Racial Profiling und rassistische Polizeigewalt beenden 

Berlin muss geflüchtete, migrantische und migrantisierte Menschen wirksam vor 
rassistischer Polizeigewalt und diskriminierenden Polizeipraktiken schützen. Racial 
Profiling muss beendet und das Instrument der kriminalitätsbelasteten Orte (KBO) 
abgeschafft werden. Polizeiliche Kontrollen und Gewaltanwendungen müssen 
nachvollziehbar dokumentiert und unabhängig untersucht werden. Berlin muss 
unabhängige Beschwerde- und Kontrollstrukturen schaffen und strukturellen 
Rassismus in der Polizei konsequent aufarbeiten. Eine Beschwerdestelle, wie der 
bisherige Bürger- und Polizeibeauftragte erfüllt diese Anforderungen nicht. 

Auch bei Abschiebungen und Demonstrationen müssen Grund- und 
Menschenrechte uneingeschränkt gewahrt werden. Berlin muss seine rechtlichen 
und politischen Handlungsspielräume nutzen, um Abschiebungen zu verhindern 
und Bleibeperspektiven zu ermöglichen. Solange Abschiebungen stattfinden, 
müssen Gewalt und Zwang unabhängig dokumentiert und kontrolliert werden. 
Kinder und Jugendliche dürfen zum Zweck einer Abschiebung nicht in polizeilichen 
Gewahrsam genommen werden. Polizeiliches Handeln bei Demonstrationen muss 
diskriminierungsfrei, verhältnismäßig und deeskalierend erfolgen. 

 

6. Handlungsspielräume bei der GEAS-Umsetzung konsequent für den Schutz 
geflüchteter Menschen nutzen 

Die Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems bringt erhebliche 
Verschärfungen für Schutzsuchende mit sich. Berlin kann diese bundes- und 
europarechtlichen Regelungen nicht außer Kraft setzen, verfügt bei ihrer 
Umsetzung jedoch über eigene Handlungsspielräume. Diese muss das Land 
konsequent zugunsten der Grund- und Menschenrechte der Betroffenen nutzen. 

Berlin darf keine Sekundärmigrationszentren einrichten und keine zusätzlichen 
Einschränkungen der Bewegungsfreiheit in Aufnahmeeinrichtungen anordnen. Eine 
Unterbringung nach vermeintlicher „Bleibeperspektive“ ist abzulehnen. Auch die 
Haftkapazitäten im Rahmen von Asylverfahren und Abschiebungshaft dürfen nicht 
weiter ausgebaut werden. 

Die für Soziales zuständige Senatsverwaltung muss die bestehenden rechtlichen 
Spielräume nutzen, um Leistungsausschlüsse und Leistungskürzungen zu 
verhindern und das verfassungsrechtlich vorgesehene Existenzminimum aller 
Schutzsuchenden sicherzustellen. 
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Besondere Schutzbedarfe müssen im Screening durch qualifiziertes Personal 
zuverlässig erkannt werden. Die Feststellung einer besonderen Schutzbedürftigkeit 
muss tatsächlich zu einer bedarfsgerechten Unterbringung, 
Gesundheitsversorgung und weiteren erforderlichen Unterstützungsleistungen 
führen. Die Fachstellen des BNS und andere unabhängige Beratungsstellen müssen 
dauerhaft Zugang zu den Ankunfts- und Aufnahmeeinrichtungen erhalten und 
angemessen finanziert werden. 

Berlin muss zudem die unabhängige Überwachung der Einhaltung von Grund- und 
Menschenrechten im Rahmen des GEAS unterstützen und den zuständigen 
Monitoringstellen uneingeschränkten Zugang zu allen relevanten Einrichtungen 
ermöglichen. 

Weiterhin soll Berlin die geplante Massenunterkunft in Tegel für Menschen mit 
angeblich schlechter Bleibeperspektive nicht eröffnen. In den bestehenden 
Unterkünften stehen ausreichend Plätze zur Verfügung. Eine Segregation von 
Schutzsuchenden nach ihrer Aufenthaltsperspektive lehnen wir ebenso ab wie Haft 
und Bewegungsbeschränkungen. Wir fordern vom Land Berlin ein klares 
Bekenntnis: Menschen dürfen nicht eingesperrt oder in ihrer Bewegungsfreiheit 
beschränkt werden, nur weil sie Schutz suchen.2 

 

7. Berlin City ID einführen – Zugang zu Gesundheitsversorgung und öffentlichen 
Leistungen für alle gewährleisten 

Der Zugang zu grundlegenden Rechten und öffentlichen Leistungen darf nicht vom 
Aufenthaltsstatus abhängen. Berlin muss bestehende Zugangsbarrieren für 
Menschen ohne Krankenversicherung und Menschen ohne gesicherten 
Aufenthaltsstatus abbauen. Die Clearingstelle und andere Versorgungsstrukturen 
für Menschen ohne Krankenversicherung müssen dauerhaft abgesichert und 
bedarfsgerecht ausgebaut werden. Bestehende Versorgungslücken müssen durch 
landesfinanzierte Angebote geschlossen werden. 

Berlin muss eine City-ID einführen, die allen in Berlin lebenden Menschen 
unabhängig von Staatsangehörigkeit und Aufenthaltsstatus einen 
diskriminierungsfreien und niedrigschwelligen Zugang zu landeseigenen und 
kommunalen Angeboten erleichtert. Erkenntnisse aus dem Rechtsgutachten und 
von Expert*innengremien sollen klar definieren, wie weitreichend eine solche City- 

 

2 Vgl. Berliner Netzwerk für besonders schutzbedürftige geflüchtete Menschen (BNS) / Flüchtlingsrat 
Berlin e. V.: Stellungnahme zum geplanten Ankunftszentrum Tegel und der Umsetzung des GEAS-
Anpassungsgesetzes, 2025, abrufbar unter: https://bns.berlin/wp-content/uploads/2025/10/BNS_FR-
Stellungnahme-TXL.pdf, Stand: 16.09.2026. 

 

https://bns.berlin/wp-content/uploads/2025/10/BNS_FR-Stellungnahme-TXL.pdf
https://bns.berlin/wp-content/uploads/2025/10/BNS_FR-Stellungnahme-TXL.pdf
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ID ausgestattet sein soll. Wir fordern eine Erhöhung des Etats für die Clearingstelle 
für nicht krankenversicherte Menschen als maßgeblichen Kontakt- und 
Anlaufpunkt für Menschen in Notlagen und mögliche Ausgabestelle einer City- ID 
mit Gesundheitskartenfunktion. 

Wo bundesrechtliche Regelungen den Zugang zu medizinischer Versorgung oder 
anderen grundlegenden Leistungen verhindern, muss Berlin seine 
Einflussmöglichkeiten im Bundesrat nutzen, um diese Barrieren abzubauen. 
Insbesondere darf die Inanspruchnahme notwendiger medizinischer Versorgung 
für Menschen ohne Aufenthaltsstatus nicht das Risiko aufenthaltsrechtlicher 
Konsequenzen begründen. 

 

8. Schluss mit segregierter Lagerbeschulung – gute Bildung für alle Kinder und 
Jugendlichen 

Jedes Kind in Berlin hat unabhängig von Herkunft und Aufenthaltsstatus das Recht 
auf Bildung und gleichberechtigten Zugang zur Schule. Segregierte Schulangebote 
in oder an Unterkünften trennen geflüchtete Kinder und Jugendliche von anderen 
Schüler*innen und erschweren Bildung und gesellschaftliche Teilhabe. 

Berlin muss deshalb alle segregierten Lagerschulen schließen und die dort 
beschulten Kinder und Jugendlichen unverzüglich in Regelschulen aufnehmen. 

Gleichzeitig muss Berlin dauerhaft ausreichend Schulplätze für neu zugewanderte 
Schüler*innen schaffen. Dazu gehören qualifizierter Sprachunterricht, eine 
strukturell abgesicherte Vorbereitung auf den Übergang in den Regelunterricht 
sowie eine rechtzeitige Diagnostik und inklusive Beschulung von Kindern und 
Jugendlichen mit Förderbedarf. Gute Bildung und gleichberechtigte Teilhabe 
müssen für alle Kinder und Jugendlichen in Berlin gewährleistet sein.3 

 

9. Bezahlkarte abschaffen – Basiskonto statt diskriminierender Sonderlösung 

Die in Berlin eingeführte Bezahlkarte schafft ein gesondertes Zahlungssystem für 
geflüchtete Menschen, welches selbstbestimmte Verfügung über existenzsichernde 
Leistungen einschränkt und zusätzliche Kosten und Verwaltungsstrukturen 
verursacht. Statt öffentliche Mittel für ein diskriminierendes Sondersystem 
aufzuwenden, muss Berlin auf eine einfache, diskriminierungsfreie und bereits 
bestehende Lösung setzen. 

 
3 Vgl. Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e. V.: Kinderrechte verwirklichen – Junge 
Geflüchtete und ihre Familien schützen. Forderungen des Arbeitskreises Junge Geflüchtete zur 
Abgeordnetenhauswahl Berlin 2026 und an den neuen Senat, abrufbar unter: https://fluechtlingsrat-
berlin.de/wp-content/uploads/forderungen-des-arbeitskreises-junge-gefluechtete-zur-
abgeordnetenhauswahl-berlin-2026-und-an-den-neuen-sena.pdf, Stand: 16.09.2026. 

https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/forderungen-des-arbeitskreises-junge-gefluechtete-zur-abgeordnetenhauswahl-berlin-2026-und-an-den-neuen-sena.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/forderungen-des-arbeitskreises-junge-gefluechtete-zur-abgeordnetenhauswahl-berlin-2026-und-an-den-neuen-sena.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/forderungen-des-arbeitskreises-junge-gefluechtete-zur-abgeordnetenhauswahl-berlin-2026-und-an-den-neuen-sena.pdf
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Das Basiskonto schließt genau diese Lücke: Geflüchtete Menschen haben 
grundsätzlich die Möglichkeit, ein eigenes Basiskonto zu eröffnen, auf das 
Sozialleistungen direkt überwiesen werden können. Dies ermöglicht ihnen, wie 
anderen Leistungsempfänger*innen auch, selbstbestimmt über ihre Leistungen zu 
verfügen, und kann zugleich die Verwaltung von Barauszahlungen entlasten. 

Berlin muss deshalb die Bezahlkarte wieder abschaffen und allen 
Leistungsberechtigten einen schnellen und unbürokratischen Zugang zu einem 
Basiskonto ermöglichen. 

Darüber hinaus muss Berlin eine Bundesratsinitiative zur Änderung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes auf den Weg bringen, mit dem Ziel, die 
bundesgesetzlichen Regelungen zur Bezahlkarte wieder abzuschaffen und eine 
diskriminierungsfreie und selbstbestimmte Auszahlung existenzsichernder 
Leistungen sicherzustellen.4 

 

10.Geflüchtete Menschen als politische Akteur*innen stärken 

Geflüchtete Menschen sind nicht nur Adressat*innen staatlicher Politik oder 
Empfänge*rinnen von Unterstützung. Sie organisieren sich, formulieren politische 
Forderungen und kämpfen für ihre Rechte. Berlin muss diese Selbstorganisation 
stärken und strukturell fördern. 
 
Wir fordern daher eine weitreichende Beteiligung von geflüchteten Menschen an 
politischen Entscheidungsprozessen, die Förderung von Empowerment und Legal 
Empowerment, Räume für politische und soziale Selbstorganisation und 
mehrsprachige Beteiligungsstrukturen. Das Partizipationsgesetz und der 
Landesbeirat für Partizipation sind eine große Errungenschaft in Berlin, jedoch ist 
dieser unser Wahrnehmung nach häufig zu einfach durch die Politik zu ignorieren 
und hat als direkte Adressat*in die Senatorin, die für Soziales, Integration und 
Antidiskriminierung zuständig ist. Wir fordern daher die Stärkung bestehender 
Strukturen sowie Ausweitung dieses Konzeptes. Auch die Senatsverwaltung für 
Inneres soll ein Gremium schaffen, das entweder eng mit dem Partizipationsbeirat 
zusammenarbeitet oder neu auflegen und die Geflüchtetenvertreter*innen sowie 
die teilnehmenden MSOs mit entsprechendem Stimmrecht ausstatten, um eine 
Stärkung migrantischer Stimmen zu ermöglichen. 

Weiterhin bedeutet dies, geflüchtete Menschen auch zu aktiven Adressat*innen der 
Landespolitik zu machen, indem eine Wahlrechtsreform auf Bundesebene 

 
4 Vgl. Flüchtlingsrat Berlin e. V.: Beanstandung nach dem Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG) wegen 
Einführung der Bezahlkarte, 2024, abrufbar unter: https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-
content/uploads/2024-10-13-beanstandung-ladg.pdf?, Stand: 16.09.2026. 

https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/2024-10-13-beanstandung-ladg.pdf
https://fluechtlingsrat-berlin.de/wp-content/uploads/2024-10-13-beanstandung-ladg.pdf
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angestoßen werden soll, die den Begriff des “Wahlvolkes” zeitgemäß und an der 
Realität der Menschen neu ausrichtet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

        Berlin, September 2026 


